
„Der Bundesverkehrswegeplan
ist für Thüringen wichtig, aber noch
an vielen Stellen zu verbessern“,
sagt Dr. Gudrun Lukin, verkehrspo-
litische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Landtag.

Bei den Thüringer Bahnvorhaben
wurde im Bundesverkehrswegeplan
der Ausbau der Strecke Erfurt-Eisen-
ach auf eine Geschwindigkeit von 200
km/h im vordringlichen Bedarf be-
rücksichtigt. Leider wurden der voll-
ständige zweigleisige Ausbau und die
Elektrifizierung der Mitte-Deutschland-
Verbindung (MDV) von Chemnitz über
Gera, Jena und Weimar nach Erfurt
und die Schließung der Elektrifizie-
rungslücke von Gotha nach Leinefelde
nur in den potenziellen Bedarf einge-
ordnet. Hier werden wir politisch und
fachlich handeln. Die Strecke ist die
meistbefahrene Schienenverbindung
im Freistaat, sie muss realisiert wer-
den. 

Auch den Lückenschluss an der Wer-
rabahn hat der Bund nicht berücksich-
tigt. Leider ist hier nicht ersichtlich,
nach welchen Kriterien die Bewertung
der Bahnvorhaben erfolgte. Deshalb
werden wir dem Landtag vorschlagen,
sich für den zweigleisigen Ausbau und
die Elektrifizierung der Mitte-Deutsch-
land-Verbindung von Chemnitz über
Gera, Jena, Weimar und Erfurt einzu-
setzen und den Lückenschluss Co-
burg–Südthüringen erneut zu prüfen. 

Auch bei den Ortsumgehungen ist
noch Handlungsbedarf. Der Umfang
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Die CDU-Fraktion im Thüringer
Landtag fordert in einem Antrag
„im Jahr 2016 eine Landeszuwei-
sung zur Stärkung der kommunalen
Finanzkraft und Selbstverwaltung“
(Drucksache 6/2004). Der Vorstoß
argumentiert mit der Räuberpisto-
le, die aktuellen Landeszuweisun-
gen im kommunalen Finanzaus-
gleich (KFA) würden im Vergleich
zum Jahr 2014 „sinken“. Auch in
den sozialen Netzwerken behaup-
tet die CDU-Fraktion „Kürzungen“
beim KFA. Das soll großes Kino
sein, entpuppt sich aber schnell als
drittklassige Schmierenkomödie.

Der Vorwurf ist Unsinn, da Rot-
Rot-Grün die Finanzausgleichsmas-
se im KFA 2016 um rund 50 Millio-
nen Euro auf 1,9 Milliarden Euro er-
höht hat. Folgt man dennoch der
„Logik“ der CDU-Fraktion, muss
man fragen: warum hat sie vor ei-
nem halben Jahr keinen entspre-
chenden Antrag in den Haushalts-
beratungen gestellt, sondern sich
komplett verweigert und auf diese
Art – eine eklatante Fehlstrategie!
– als parlamentarischer Arbeitsver-
weigerer selbst in die politische
Schmollecke gestellt.

Die CDU war hinsichtlich der
Kommunalfinanzen schon weiter:
„Nur neues Geld ins System zu
pumpen, ist falsch.“ Gesagt hat das
die frühere Ministerpräsidentin
Christine Lieberknecht (Thüringer
Allgemeine vom 10.10.2013). Da-
von will man heute nichts mehr wis-
sen, mimt stattdessen den mit
Steuergeld spendablen Ganzjah-
res-Weihnachtsmann.

Demgegenüber nimmt r2g die Si-
tuation der Kommunen ernst. Mit
einer Funktional-, Verwaltungs- und
Gebietsreform sollen endlich lei-
stungsfähige Kommunalstrukturen
entstehen. Die CDU bekämpft die-
se notwendige Reform – die sie
schon als Regierungspartei jahre-
lang blockiert hatte – erbittert. Ihre
Akteure chargieren in dieser Debat-
te bis an die Schmerzgrenze, bieten
kaum mehr als Scharlatanerie.
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Großes Kino?

der aufgenommenen Straßen ist relativ
groß. Für rund 1,8 Milliarden Euro wer-
den in den nächsten 15 Jahren Stra-
ßenvorhaben realisiert werden kön-
nen. 36 Vorhaben wurden in den vor-
dringlichen bzw. weiteren Bedarf auf-
genommen. 18 Ortsumgehungen wur-
den nicht berücksichtigt. Grund ist das
durch den Bund errechnete Kosten-
Nutzenverhältnis. Hier wollen die Lan-
desregierung und die Abgeordneten
unserer Fraktion noch einmal nachsto-
ßen. Besonders die Ortsumgehungen
Wasungen und Merkers/Dorndorf sol-
len noch verhandelt werden.

Ein Vorteil für die Debatte um den
Ausbau der Bundesverkehrswege ist
allerdings, dass diesmal die Mitbestim-
mung der Bürgerinnen und Bürger er-
möglicht wurde. 

Deshalb rufe ich die Thüringerinnen
und Thüringer auf, das Angebot des
Bundes zur Bürgerbeteiligung zu nut-
zen. Noch bis zum 2. Mai liegt der Ent-
wurf des Bundesverkehrswegeplans
zur Öffentlichkeitsbeteiligung im Lan-
desamt für Bau und Verkehr aus. Die
Planungen findet man während dieses
Zeitraums im Internet unter
www.bmvi.de. 

Hier kann man prüfen, ob Vorschlä-
ge des Bundes nachvollziehbar sind
oder welche Argumente für eine ande-
re Lösung sprechen. Deshalb: Bringen
Sie sich ein in die Debatte um den rich-
tigen Ausbau der Verkehrsinfrastruk-
tur.

MdL Dr. Gudrun Lukin 

Bundesverkehrswegeplan
lässt noch einiges offen

Unterstützung für Frauenchor „Lyra“

Jeden Dienstag um 19 Uhr trifft sich
der internationale Frauenchor „Lyra“
im Mehrgenerationenhaus in Weimar-
West zur Probe, um mit ehrenamtlicher
Unterstützung des Chorleiters Lukas
Ziesche an seinem Repertoire und der
Gesangsqualität der Mitglieder zu fei-
len.

In Weimar und Umgebung hat der
Chor einen festen Platz bei Veranstal-
tungen, wie dem Interkulturellen Neu-
jahrsfest, dem 1. Mai, dem Internatio-
nalen Frauentag oder auch beim Ge-
denktag an die Befreiung des ehemali-
gen KZ Buchenwalds. Mit seinem Re-
pertoire möchte der Chor nicht nur

musikalischen Genuss bereiten, son-
dern auch seinen Teil zur gesellschaft-
lichen, internationalen und interkultu-
rellen Begegnung beitragen.

Bei ihren vielfältigen Auftritten wol-
len die Frauen des Chors nicht nur
stimmlich überzeugen, sondern auch
ein angemessenes Bild abgeben. Ein-
heitliche, festliche Chormappen fehl-
ten dabei bislang. Am 12. April über-
gab der LINKE-Wahlkreisabgeordnete
Steffen Dittes namens der Alternative
54 e.V. eine Spende an den Chor für
funkelnde, neue Chormappen. Die Al-
ternative 54 wünscht weiterhin frohes
und erfüllendes Schaffen.                    

Zum Vorschlag der Ersatzkranken-
kassen (vdek), acht Krankenhäuser zu
schließen, sagte Jörg Kubitzki, gesund-
heitspolitischer Sprecher der LINKE-
Landtagsfraktion: „Die rot-rot-grüne
Koalition steht zu ihrer Aussage im Ko-
alitionsvertrag, Thüringer Krankenhäu-
ser auch im ländlichen Raum erhalten
zu wollen. Der Krankenhausplan muss
ein erster Schritt sein, um eine effekti-
ve und nachhaltige, aber auch flächen-
deckende Krankenhausversorgung für
Thüringen bis zum Jahre 2030 zu ent-
wickeln.“ 

Der Abgeordnete möchte die Kran-
kenkassen besonders in den Diskussi-
onsprozess zur Größe und Ausstattung
von Fachabteilungen der Krankenhäu-
ser einbeziehen. „Die medizinische
Versorgung im ländlichen Raum muss
gestärkt werden. Deshalb sollte dar-
über nachgedacht werden, dass sich
kleine Krankenhäuser zu Medizini-
schen Versorgungszentren weiterent-
wickeln können. Der Vorstoß der Er-
satzkassen soll nur die Diskussion im
Krankenhausplanungsausschuss be-
feuern. Er verunsichert aber besonders
die Menschen im ländlichen Raum.“

„Das wäre unverantwortlich“

Die Thüringer Gesundheitsministerin
Heike Werner (DIE LINKE) hatte die
Forderungen ebenfalls als unverant-
wortlich zurückgewiesen: „Ziel der
Krankenhausplanung ist die Versor-
gung der Bevölkerung, nicht die wech-
selseitige Versorgung der Krankenhäu-
ser. Durch die tatsächliche Inanspruch-
nahme der Krankenhäuser beweisen
die Thüringer, dass sie dem jeweiligen
Standort Vertrauen entgegenbringen.

Zudem sind alle Krankenhausstand-
orte wichtige Arbeitgeber. Eine Umset-
zung der Forderungen des vdek würde
Einschnitte in der Versorgung und lan-
ge Anfahrtswege für die Bürger zur Fol-
ge haben. Das wäre unverantwortlich.“

Zugleich sei ein einfaches „Weiter
so“ in der Krankenhausplanung nicht
die Politik der Landesregierung. „Wir
wollen auf eine qualitätsorientierte
Planung umsteuern. Es müssen Anpas-
sungen an die aktuellen Bedürfnisse
sowie an die geänderte Bevölkerungs-
struktur erfolgen. Das wird die Kran-
kenhauslandschaft mittelfristig verän-
dern, bedeutet aber nicht automatisch
die Schließung von Standorten.“         

Klinik-Standorte
bleiben erhalten


